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Satzung für die Seniorenvertretung der     
Landeshauptstadt München (SeniorenvertretungsS) 

vom 20. Dezember 2023

Die Landeshauptstadt München erlässt auf Grund des Art. 23 
Satz 1 in Verbindung mit Art. 20 a Abs. 1 der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.07.2023 (GVBl. S. 385, 
586), folgende Satzung:

§ 1 Zusammensetzung der Seniorenvertretung

(1) In der Landeshauptstadt München besteht zur Wahrneh-
mung der Belange der älteren Einwohner*innen eine Senioren-
vertretung. Sie setzt sich aus der Seniorenvertreterversamm-
lung (Gesamtzahl der gewählten Seniorenvertreter*innen) und 
dem Seniorenbeirat (zentrales Beratungs- und Beschlussor-
gan) zusammen. Daneben werden in den Stadtbezirken örtli-
che Seniorenvertretungen gebildet (vgl. § 2 Abs. 5).

(2) Jeder Stadtbezirk wird durch ein Mitglied im Seniorenbei-
rat vertreten.
Die Wahl dieses Mitgliedes und dessen Stellvertretung richtet 
sich nach § 13. Die Belange der wahlberechtigten Ausländer*in-
nen werden durch sechs ausländische Mitglieder im Senioren-
beirat vertreten. Die Regelung gilt nicht für Auslän der*in nen, 
die zusätzlich im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft 
sind. Soweit gemäß § 13 Abs. 1 bis 5 keine sechs ausländi-
schen Mitglieder in den Seniorenbeirat gewählt wurden, sind 
bis zu sechs zusätzliche Mitglieder für den Seniorenbeirat ge-
mäß § 13 Abs. 6 zu bestimmen. Die Mitglieder des Senioren-
beirats werden bei Verhinderung (z.B. Krankheit, Urlaub usw.) 
von ihren Stellvertreter*innen (§ 13 Abs. 2) vertreten.

§ 2 Aufgaben und Befugnisse der Seniorenvertretung

(1) Die Seniorenvertretung arbeitet überparteilich und über-
konfessionell und ist verbandsunabhängig.

(2) Die örtliche Seniorenvertretung stellt die Verbindung zwi-
schen den älteren Einwohner*innen und dem Seniorenbeirat 
dar. Durch die örtlichen Seniorenvertretungen der einzelnen 
Stadtbezirke werden Informationen, Anträge, Empfehlungen 
und Anregungen an den Seniorenbeirat herangetragen und  
Informationen des Seniorenbeirats an die älteren Einwohner*in-
nen weitergegeben. Die direkte Kontaktaufnahme zu den älte-
ren Einwohner*innen bleibt davon unberührt.

(3) Der Seniorenbeirat hat die Aufgabe, gegenüber Stadtrat 
und Stadtverwaltung die Belange der älteren Einwohner*innen 
Münchens durch Anträge, Anregungen, Anfragen, Empfehlun-
gen und Stellungnahmen wahrzunehmen. Er besitzt keine  
eigene Rechtspersönlichkeit und kann daher nicht Träger ver-
mögensrechtlicher Ansprüche oder Verpflichtungen sein.

(4) Dem Seniorenbeirat steht ein Antrags-, Anhörungs- und 
Unterrichtungsrecht zu. Er ist zur Wahrnehmung seiner Rech-
te von der Stadtverwaltung in die Entscheidungsvorbereitung 
einzubeziehen.

(5) Die Seniorenvertreter*innen in den einzelnen Stadtbezirken 
bilden die örtlichen Seniorenvertretungen. Sie wird geleitet von 
der*dem für den jeweiligen Stadtbezirk gewählten Senio ren-
beirät*in. Soweit sinnvoll, können sich Seniorenver tre ter*in nen 
aus zwei oder mehreren Stadtbezirken zu einer gemeinsamen 
örtlichen Seniorenvertretung zusammenschließen. Die örtlichen 
Seniorenvertretungen bzw. die einzelnen Senioren vertre ter*in-
nen sind zu einer engen Zusammenarbeit mit den Bezirksaus-
schüssen sowie den in ihrem regionalen Bereich vorhandenen 
Institutionen der Altenpflege und Altenbetreuung verpflichtet. 

Sie beauftragen für ihren Stadtbezirk ein*e Seniorenvertre ter*in 
aus ihrer Mitte mit der Vertretung in dem jeweiligen Bezirks-
ausschuss. Das Rederecht im Bezirksausschuss richtet sich 
nach der entsprechenden Regelung in der Geschäftsordnung 
für die Bezirksausschüsse in der jeweils gültigen Fassung. In 
die in der Regel von den Alten- und Service-Zentren federge-
führten regionalen Gremien der Altenhilfe entsendet die örtli-
che Seniorenvertretung aus ihrer Mitte eine*n Beauftragte*n.

(6) Die Seniorenvertreterversammlung wird mindestens einmal 
im Jahr durch die*den Vorsitzende*n des Seniorenbeirates 
einberufen. Dabei können Anträge und Empfehlungen an den 
Seniorenbeirat gerichtet werden, über die dieser zu entschei-
den hat.

(7) Der Stadtrat und die Stadtverwaltung unterstützen den  
Seniorenbeirat in seiner Arbeit. Dem Seniorenbeirat werden 
die Tagesordnungen aller Stadtratsausschüsse zur Verfügung 
gestellt. Soweit dabei Belange der älteren Einwohner*innen 
der Landeshauptstadt München betroffen sind, erhält der  
Seniorenbeirat alle nötigen Unterlagen umgehend zugesandt. 
Wird Rederecht vor dem jeweiligen Ausschuss gewünscht, 
gelten die entsprechenden Regelungen nach der Geschäfts-
ordnung des Stadtrates der Landeshauptstadt München in 
der jeweils gültigen Fassung entsprechend. 

(8) Der Seniorenbeirat erarbeitet mit organisatorischer Unter-
stützung der Geschäftsstelle jährlich einen schriftlichen Tätig-
keitsbericht und übermittelt diesen dem Sozialreferat, um die 
Ergebnisse der Arbeit des Seniorenbeirats für das Sozialrefe-
rat nachvollziehbar darzustellen.

(9) Der Seniorenbeirat und die örtlichen Seniorenvertretungen 
sind berechtigt, eigenständige Öffentlichkeitsarbeit zu betrei-
ben. Hierunter fällt auch die selbständige, eigenverantwortliche 
Öffentlichkeitsarbeit für die Wahl der Seniorenvertretung.

§ 3 Amtszeit

(1) Die Amtszeit der Mitglieder der Seniorenvertretung beträgt 
vier Jahre, soweit nicht ein Fall des Abs. 5 vorliegt. Sie endet 
für das jeweilige Mitglied vorzeitig, sobald es die Vorausset-
zungen der Wahlberechtigung und Wählbarkeit nach § 12 
Abs. 3 verliert.

(2) Die Amtszeit der Seniorenvertretung und des Seniorenbei-
rats beginnt nach Ablauf von drei Monaten mit dem Beginn des-
jenigen Tages, welcher durch seine Zahl dem Wahltag entspricht. 
Die Wahlleitung beruft den Seniorenbeirat spätestens vier Wo-
chen nach Beginn der Amtszeit zu einer ersten Sitzung ein.

(3) Für jedes ausscheidende Mitglied der örtlichen Senioren-
vertretung rückt die*der nicht gewählte Bewerber*in mit der 
nächsthöheren Stimmenzahl bei der Seniorenvertretungswahl 
im Stadtbezirk der bzw. des Ausscheidenden nach.  

(4) Für jedes ausscheidende Mitglied des Seniorenbeirates 
rückt dessen nach § 13 gewählte Stellvertretung nach. Schei-
det die*der Vorsitzende oder ein Mitglied des Vorstandes aus, 
so wählt der Seniorenbeirat aus seiner Mitte die*den Nach-
folger*in. Nachrücker*in kann nur werden, wer Mitglied der 
örtlichen Seniorenvertretung ist.

(5) Nach Ablauf der Amtszeit führt die gewählte Seniorenver-
tretung die Geschäfte kommissarisch bis zu einem Zeitraum 
von zwölf Monaten weiter, wenn die Neukonstitution aus 
sachlichen Gründen nicht rechtzeitig erfolgen kann. 

§ 4 Vorstand des Seniorenbeirates 

(1) Der Seniorenbeirat wählt einen Vorstand, der aus einer* 
einem Vorsitzenden sowie einer*einem ersten, zweiten und 
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dritten Vertreter*in und eine*r Schriftführer*in besteht. Bei der 
Wahl des Vorstands werden die Mitglieder des Seniorenbei-
rats bei Verhinderung (z.B. Krankheit, Urlaub usw.) von ihren 
Stellvertretungen vertreten. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes können vorzeitig abberufen 
werden, wenn der Antrag auf vorzeitige Abberufung von min-
destens der Hälfte der Mitglieder des Seniorenbeirats gestellt 
wird. Der Beschluss der Abberufung bedarf einer Mehrheit 
von 2/3 der satzungsmäßigen Mitglieder des Seniorenbeirats. 
Der Seniorenbeirat wählt innerhalb von vier Wochen eine*n 
Nachfolger*in.

(3) Die*der Vorsitzende vertritt den Seniorenbeirat nach außen 
und sorgt für die Durchführung seiner Beschlüsse. Die*der 
Vorsitzende des Seniorenbeirats kann die Vertretung nach au-
ßen auf ein Mitglied des Vorstands des Seniorenbeirats dele-
gieren, u.a. als Vertretung im Landesseniorenrat nach Art. 2 
Bayerischen Seniorenmitwirkungsgesetz (BaySenG). Die*der 
Vorsitzende kann die Vertretung in Stadtratsausschüssen 
über die Regelung in Satz 2 hinaus auf die jeweiligen Vorsit-
zenden der Fachausschüsse bzw. deren Stellvertretungen  
delegieren. Die*der Vorsitzende kann die Vertretung in städti-
schen Gremien über die Regelung in Satz 2 hinaus auf die 
Vorsitzenden bzw. auf einzelne Mitglieder der Fachausschüs-
se delegieren. 

§ 5 Geschäftsgang und Verfahren

(1) Für den Geschäftsgang ist die vom Seniorenbeirat zu be-
schließende Geschäftsordnung maßgebend. Im Rahmen der 
Geschäftsordnung leitet die*der Vorsitzende die Sitzung und 
verteilt die Aufgaben an die Vorstände, die örtlichen Senioren-
vertretungen und Fachausschüsse.

(2) Der Seniorenbeirat beschließt in Sitzungen. Er ist beschluss-
fähig, wenn sämtliche Mitglieder geladen sind, die Mehrheit 
der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. Im Verhin-
derungsfall eines Mitglieds des Seniorenbeirates übt die nach 
§ 13 Abs. 2 gewählte Stellvertretung das Stimmrecht aus.

(3) Anträge, Anregungen, Anfragen, Empfehlungen und Stel-
lungnahmen des Seniorenbeirats werden in offener Abstim-
mung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden beschlossen. 
Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. Wahlen finden in ge-
heimer Abstimmung statt.

(4) Die Beschlüsse des Seniorenbeirats werden von der*dem 
Vorsitzenden direkt der fachlich zuständigen Stelle, innerhalb 
der Stadtverwaltung dem zuständigen Referat, zugeleitet. Das 
Sozialreferat erhält einen Abdruck von allen Anträgen/Be-
schlüssen zur Kenntnisnahme.

(5) Anträge des Seniorenbeirats sind innerhalb einer Frist von 
3 Monaten von der Stadtverwaltung zu behandeln. Sollte sich 
die endgültige Erledigung länger als drei Monate hinziehen, ist 
von dem jeweiligen Fachreferat ein Zwischenbescheid an 
die*den Vorsitzenden des Seniorenbeirats unter Angabe der 
Gründe zu erteilen.

(6) In den Fällen der Anhörung wird dem Seniorenbeirat zur 
Abgabe einer Stellungnahme eine Frist von sechs Wochen 
eingeräumt. In Ausnahmefällen kann die Anhörungsfrist unter 
Angabe der Gründe verkürzt oder verlängert werden. Dabei 
soll ein Benehmen zwischen Verwaltung und Seniorenbeirat 
hergestellt werden.
 
§ 6 Verwaltungskostenbudget

(1) Der Seniorenbeirat erhält zur Deckung der in Erfüllung sei-
ner Aufgaben entstehenden Kosten ein jährliches Budget. Er 
hat im Rahmen des Budgetierungsverfahrens ein Anhörungs-

recht bei der Mittelverteilung. Die Höhe des Budgets wird 
durch Stadtratsbeschluss festgelegt.

(2) Aus dem Verwaltungskostenbudget gemäß Abs. 1 werden 
alle für die Seniorenvertretung anfallenden Kosten einschließ-
lich der Budgets für die örtlichen Seniorenvertretungen in den 
Stadtbezirken gedeckt. Die Höhe richtet sich nach der jeweili-
gen Besetzung der örtlichen Seniorenvertretungen. Bis zu  
fünf Mitglieder der örtlichen Seniorenvertretung stehen jeweils 
500 Euro, bis zu 10 Mitglieder jeweils 750 Euro und ab 11 Mit-
glieder jeweils 1.000 Euro im Jahr zur Verfügung.

(3) Über die Verwendung des Verwaltungskostenbudgets wird 
dem Sozialreferat jährlich schriftlich berichtet. Das Revisions-
amt prüft die Ausgabenverwendung stichprobenweise.

(4) Das Verwaltungskostenbudget wird von der Geschäftsstel-
le des Seniorenbeirats verwaltet. Die haushaltsrechtlichen Be-
stimmungen der Landeshauptstadt München sind anzuwen-
den. Die Durchführung der entsprechenden Verfahren obliegt 
der Geschäftsstelle des Seniorenbeirats.

(5) Über die Einzelverwendung von Mitteln aus dem Verwal-
tungskostenbudget in Höhe von bis zu 300 Euro entscheidet 
die*der Seniorenbeiratsvorsitzende, über 300 Euro entschei-
det die*der Vorsitzende im Einvernehmen mit dem Vorstand 
des Seniorenbeirats.

§ 7  Aufwandsentschädigung und Sitzungsgelder für  
Mitglieder des Seniorenbeirats

(1) Mitglieder des Seniorenbeirats erhalten, soweit sie nicht 
dem Vorstand angehören, ungeachtet der Zahl der Sitzungen, 
eine monatliche pauschale Aufwandsentschädigung in Höhe 
von 116 Euro. Die drei stellvertretenden Vorsitzenden und 
die*der Schriftführer*in erhalten eine monatliche pauschale 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 290 Euro, die*der Vor-
sitzende in Höhe von 754 Euro. Die Aufwandsentschädigung 
wird neben den Sitzungsgeldern nach Abs. 2 gewährt.

(2) Für die Teilnahme an den Sitzungen des Vorstands erhält 
jedes Mitglied des Seniorenbeirats und die*der Vorsitzende 
pro Sitzung 41 Euro. Für die Teilnahme an den Sitzungen des 
Seniorenbeirats erhält jedes Mitglied des Seniorenbeirats  
pro Sitzung 82 Euro, die vorsitzende Person und das in der 
Sitzung schriftführende Mitglied, soweit diese Funktion nicht 
die*der Vorsitzende übernimmt, 163 Euro. Für die Teilnahme 
an den Sitzungen der Fachausschüsse erhält jedes Mitglied 
des Seniorenbeirats pro Sitzung 41 Euro, die vorsitzende  
Person und das in der Sitzung schriftführende Mitglied, so-
weit diese Funktion nicht die*der Vorsitzende übernimmt,  
82 Euro.

(3) Für die Teilnahme eines Mitglieds des Seniorenbeirats in 
städtischen Gremien und an Besprechungen, zu denen 
die*der Vorsitzende des Seniorenbeirats oder die Stadtver-
waltung einlädt, wird eine Pauschale in Höhe von 41 Euro ge-
zahlt. Dies gilt nicht, sofern das andere Gremium nach Sat-
zung oder Geschäftsordnung bereits eine Entschädigung für 
die Teilnahme vorsieht.

(4) Für die Vertretung im Landesseniorenrat erhalten die nach 
Art. 2 Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen Seniorenmitwirkungsge-
setz (BaySenG) vorgesehenen 3 Vertreter*innen (vgl. § 4 Abs. 
3 Satz 2) pro Sitzung 41 Euro. Dies gilt nicht, sofern der Lan-
desseniorenrat nach Satzung oder Geschäftsordnung bereits 
eine Entschädigung für die Teilnahme vorsieht.
Die Reisekostenvergütung wird durch den Freistaat Bayern 
gemäß Art. 8 Satz 2 BaySenG übernommen.

(5) Die maximale Zahl der nach Abs. 2, 3 und 4 zu entschädi-
genden Sitzungstermine pro Kalenderjahr beträgt:
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1. für die*den Vorsitzende*n des Seniorenbeirats 72,
2. für sonstige Mitglieder des Seniorenbeirats 60.

(6) Seniorenbeiratsmitglieder haben keinen Anspruch auf Sit-
zungsgelder für die Seniorenvertreterversammlung. 

(7) Änderungen der Grundbesoldung der Beamt*innen der Lan-
deshauptstadt München in Besoldungsgruppe A 16 gelten mit 
dem gleichen Vom-Hundert-Satz (aufgerundet auf volle Euro-
beträge) ab dem auf die Bekanntmachung folgenden Januar 
auch für die nach Abs. 1 bis 3 festgesetzten Entschädigungen.

§ 7a  Aufwandsentschädigung und Sitzungsgelder für  
Mitglieder der örtlichen Seniorenvertretung

(1) Für die Teilnahme an den Sitzungen der örtlichen Senioren-
vertretung und als Mitglied eines Fachausschusses erhalten 
Mitglieder der örtlichen Seniorenvertretung pro Sitzung 41 Euro. 
Für die Teilnahme am Vorsitz und der Schriftführung an den 
Sitzungen der Fachausschüsse erhält das Mitglied der örtli-
chen Seniorenvertretung pro Sitzung 82 Euro.

(2) Für die Teilnahme in städtischen Gremien und an Bespre-
chungen, zu denen die*der Vorsitzende des Seniorenbeirates 
oder die Stadtverwaltung einlädt, wird eine Pauschale von  
41 Euro gezahlt. Dies gilt nicht, sofern das andere Gremium 
nach Satzung oder Geschäftsordnung bereits eine Entschädi-
gung für die Teilnahme vorsieht.

(3) Die maximale Zahl der nach Abs. 2 und 3 zu entschädigen-
den Sitzungstermine pro Kalenderjahr beträgt 40 Sitzungs-
termine.

(4) Mitglieder der örtlichen Seniorenvertretung haben keinen 
Anspruch auf Sitzungsgelder für die Seniorenvertreterver-
sammlung und neben den Sitzungsgeldern nach Abs. 1 und 2 
keinen Anspruch auf zusätzliche Aufwandsentschädigungen.

(5) Änderungen der Grundbesoldung der Beamt*innen der Lan-
deshauptstadt München in Besoldungsgruppe A 16 gelten mit 
dem gleichen Vom-Hundert-Satz (aufgerundet auf volle Euro-
beträge) ab dem auf die Bekanntmachung folgenden Januar 
auch für die nach Abs. 2 bis 3 festgesetzten Entschädigungen.

§ 8 Anwendung anderer Rechtsvorschriften

Soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, sind  
die Grundsätze des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes 
(GLKrWG) und der Gemeinde- und Landkreiswahlordnung 
(GLKrWO) in der jeweils gültigen Fassung anzuwenden. Dies 
gilt entsprechend, soweit auf diese Rechtsvorschriften unmit-
telbar verwiesen wird. Darüber hinaus findet die vom Bayeri-
schen Staatsministerium des Innern erlassene Bekanntma-
chung über die Werbung auf öffentlichen Straßen aus Anlass 
von allgemeinen Wahlen, Volksbegehren und Volksentschei-
den in der jeweils gültigen Fassung entsprechend Anwen-
dung. In diesem Rahmen sind Gesichtspunkte der Kostenmi-
nimierung, der Zweckmäßigkeit und Praktikabilität 
angemessen zu berücksichtigen.

§ 9 Wahlorgane

(1) Wahlorgane sind
1. die*Wahlleitung,
2. der Wahlausschuss,
3. die Briefwahlvorstände.

Wahlbewerber*innen und Mitglieder der Seniorenvertretung 
können nicht Mitglied der Wahlorgane sein.

(2) Wahlleitung ist die*der Sozialreferent*in oder eine von 
ihr*ihm beauftragte Person.

(3) Der Wahlausschuss besteht aus der Wahlleitung als 
Vorsitzende*r und vier wahlberechtigten Beisitzer*innen, die 
die Wahlleitung auf Vorschlag des Seniorenbeirats beruft. 
Liegt kein Vorschlag vor, obliegt der Wahlleitung die Auswahl 
der Beisitzer*innen. Für jede*n Beisitzer*in wird eine Stellver-
tretung ernannt. Der Wahlausschuss entscheidet über die 
Gültigkeit der eingereichten Wahlvorschläge. Gegen die Ent-
scheidung kann nur im Rahmen der Wahlprüfung (§ 12 Abs. 12) 
Einspruch eingelegt werden. Der Wahlausschuss stellt das 
Wahlergebnis fest und entscheidet über Einwendungen hier-
gegen. Die Wahlleitung bestimmt Ort und Zeit der Sitzungen 
des Wahlausschusses, gibt diese in geeigneter Weise be-
kannt, lädt die Beisitzer*innen zu den Sitzungen und weist da-
rauf hin, dass der Wahlausschuss ohne Rücksicht auf die Zahl 
der erschienenen Beisitzer*innen beschlussfähig ist.

(4) Zur Ermittlung des Ergebnisses der Wahl werden Briefwahl-
vorstände bestellt. Sie bestehen aus der*dem Briefwahl vor ste-
her*in, ihrer*seiner Stellvertretung, einer*einem Schrift führer*in 
und mindestens zwei Beisitzer*innen. Briefwahlvorsteher*in, 
Stellvertretung und Schriftführung sind in der Regel städti-
sche Bedienstete, die nicht wahlberechtigt sein müssen. Der 
Briefwahlvorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei 
Mitglieder, darunter die*der Briefwahlvorsteher*in oder die 
Stellvertretung, anwesend sind. Die zum Vollzug der Wahl vor-
gesehenen Ämter sind Ehrenämter.

§ 10 Vorbereitung und Durchführung der Wahl

(1) Die Wahl der Seniorenvertretung findet durch Briefwahl in 
dem Jahr statt, in dem die Wahlperiode abläuft, soweit nicht  
§ 4 Abs. 4 zur Anwendung kommt. Der Wahltag wird spätes-
tens sechs Monate vorher durch die Wahlleitung festgelegt.

(2) Die Wahl wird von der Landeshauptstadt München vorbe-
reitet und durchgeführt.

(3) Die Landeshauptstadt München stellt das dazu notwendi-
ge Personal und die erforderlichen Verwaltungsmittel zur Ver-
fügung.

§ 11 Wahlberechtigung und Wählbarkeit

(1) An der Wahl zur Seniorenvertretung können alle Gemeinde-
angehörige teilnehmen, die am Wahltag
1. das 60. Lebensjahr vollendet, 
2.  seit sechs Monaten den Hauptwohnsitz in der Landes-

hauptstadt München haben und
3.  nicht vom Wahlrecht entsprechend Art. 2 GLKrWG ausge-

schlossen sind.

(2) Für das Amt eines Mitglieds der Seniorenvertretung ist jede 
nach § 11 Abs. 1 wahlberechtigte Person wählbar.

(3) Nicht wählbar ist, wer am Wahltag
1.  infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit 

zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt,
2.  sich wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 

Sicherungsverwahrung befindet.

(4) Die Aufnahme in das Wählerverzeichnis erfolgt für alle, die 
nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, von Amts 
wegen.

§ 12 Wahl der Seniorenvertretung

(1) Die Mitglieder der Seniorenvertretung werden in jedem 
Stadtbezirk getrennt gewählt.

(2) Die Wahlleitung ruft die Personen, die die Voraussetzungen 
des § 11 erfüllen, in geeigneter Weise und rund fünf Monate 
vor dem Wahltag öffentlich auf, innerhalb von sechs Wochen 
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schriftlich ihre Kandidatur zur Seniorenvertretung anzumelden 
(Wahlvorschlag). Dieser Vorschlag muss von mindestens zehn 
Wahlberechtigten im Sinne des § 11 Abs. 1 unterstützt wer-
den, die in dem jeweiligen Stadtbezirk wohnhaft und nicht 
sich bewerbende Personen sind. Liegen mehrere Unterstüt-
zungsunterschriften einer Person vor, ist die zeitlich zuerst 
abgegebene Unterschrift gültig, alle weiteren Unterschriften 
sind ungültig. Auf Unterstützungsunterschriften wird bei 
Bewerber*innen verzichtet, die als Seniorenvertreter*innen  
der amtierenden Seniorenvertretung angehören und sich der  
Wiederwahl stellen. Die Wahlvorschläge müssen bis zum 
Ende der Frist für die Kandidatur eingereicht worden sein 
(Ausschlussfrist). Alle bei den Wahlvorschlägen festgestellten 
Mängel können bis sieben Tage vor der Sitzung des Wahlaus-
schusses zur Zulassung der eingereichten Wahlvorschläge 
der Bewerber*innen (Zulassungsausschuss) behoben werden. 
Eine Rücknahme der Kandidatur ist bis zwei Tage vor der Sit-
zung des Wahlausschusses zur Zulassung der eingereichten 
Wahlvorschläge der Bewerber*innen (Zulassungsausschuss) 
möglich.

(3) Wahlberechtigung und Wählbarkeit bestehen nur in dem 
Stadtbezirk, in dem sich die Hauptwohnung im Sinne des 
Meldegesetzes der*des Wahlberechtigten bzw. der*des 
Bewerber*in befindet.

(4) Die Briefwahlunterlagen werden bis spätestens bis zum  
28. Tag vor dem Wahltag zugestellt.

(5) Es wird ein Wählerverzeichnis geführt, in dem die Wahlbe-
rechtigten eingetragen werden. Das Wählerverzeichnis wird 
am 49. Tag vor der Wahl angelegt. In das Wählerverzeichnis 
werden alle nach § 11 Abs. 1 wahlberechtigten Personen ein-
getragen, bei denen am 49. Tag vor dem Wahltag feststeht, 
dass sie wahlberechtigt sind. Das Wählerverzeichnis wird 
elektronisch geführt, nicht ausgelegt und nicht fortgeschrie-
ben, außer es handelt sich um offenbare Unrichtigkeiten. Die 
Wahlleitung erstellt für jeden Stadtbezirk einen Stimmzettel. 
Die Stimmzettel enthalten die für den jeweiligen Stadtbezirk 
zugelassenen Wahlvorschläge in der alphabetischen Reihen-
folge der Familiennamen der Bewerber*innen. Die Wahlleitung 
informiert in geeigneter Weise über die Wahl.

(6) Jede*r Wahlberechtigte erhält zur Teilnahme an der Brief-
wahl:
1. einen Stimmzettel,
2. einen Stimmzettelumschlag,
3. einen Wahlschein,
4. einen Wahlbriefumschlag,
5. ein Merkblatt mit Verfahrenshinweisen.

(7) Die Briefwahlunterlagen müssen am Wahltag bis spätes-
tens 24.00 Uhr bei der Landeshauptstadt München eingegan-
gen sein.

(8) Es werden im Gebiet der Landeshauptstadt München ins-
gesamt 190 Seniorenvertreter*innen gewählt. Die Größe der 
örtlichen Seniorenvertretungen bestimmt sich nach der dem 
jeweiligen Anteil der Wahlberechtigten eines jeden Stadtbe-
zirks an der Gesamtzahl der Wahlberechtigten zum 01.12. des 
Jahres vor der Wahl. Die Anzahl der Seniorenvertre ter*in nen 
im Stadtbezirk wird nach folgendem Verfahren ermittelt:
1.  Die Zahl der Wahlberechtigten im Stadtbezirk wird durch 

die Zahl der Wahlberechtigten insgesamt dividiert und mit 
der Gesamtzahl der Seniorenvertreter*innen multipliziert. 
Der auf die ganze Zahl abgerundete Anteil wird der örtli-
chen Seniorenvertretung direkt zugeteilt.

2.  Werden hier nicht mindestens 3 Sitze erreicht, wird der ent-
sprechenden örtlichen Seniorenvertretung 3 Sitze insge-
samt zugeteilt.

3.  Die verbleibenden Sitze bis zur Gesamtzahl der Senioren-
ver tre ter*innen werden in der Reihenfolge der größten 

Nachkomma-Anteile der nach Ziffer 1 ermittelten Zahlen 
vergeben. Dabei bleiben die Stadtbezirke, die nach Ziffer 2 
3 Sitze erhalten außer Betracht.

4.  Sollte nach Anwendung der Ziffer 2 bereits mehr als 190 Se-
niorenvertreter*innen zu wählen sein, erhöht sich die Ge-
samtzahl entsprechend. Soweit nach Anwendung der Ziffer 3 
bei der Vergabe des letzten Sitzes bei zwei oder mehr 
Stadtbezirken der gleiche Nachkomma-Anteil vorhanden 
sein, erhöht sich die Gesamtzahl ebenfalls entsprechend.

(9) Jede*r Wahlberechtigte hat so viele Stimmen entsprechend 
der zu wählenden örtlichen Seniorenvertreter*innen des Stadt-
bezirkes, jedoch mindestens drei Stimmen. Ein Häufeln von 
bis zu drei Stimmen pro Bewerber*in ist zugelassen. Gewählt 
sind in jedem Stadtbezirk die Bewerber*innen mit den jeweils 
höchsten Stimmenzahlen in der Reihenfolge dieser Zahlen; 
bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die nicht gewähl-
ten Bewerber*innen sind in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl 
Ersatzleute der gewählten örtlichen Seniorenvertretung.

(10) Für die Zulassung der Wahlbriefe, die Prüfung der Stimm-
zettelumschläge und die Auswertung der Stimmzettel sowie 
die Auszählung der Stimmen gelten die Regelungen nach  
§§ 71 ff. GLKrWO, mit der Maßgabe, dass die Auszählung an 
dem Samstag, der dem Wahltag folgt, durchgeführt wird.

(11) Das Ergebnis der Seniorenvertretungswahl wird vom 
Wahlausschuss festgestellt und von der Wahlleitung verkün-
det und öffentlich bekannt gemacht. Die Sitzung des Wahl-
ausschusses findet frühestens fünf Wochen nach dem Wahl-
tag statt.

(12) Innerhalb von 14 Tagen nach Verkündung des Wahlergeb-
nisses durch die Wahlleitung können von den Wahlberechtig-
ten durch schriftliche Erklärung wegen der Verletzung wahl-
rechtlicher Vorschriften Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl bei der Wahlleitung erhoben werden. Liegt ein Wahlein-
spruch vor, entscheidet hierüber der Wahlausschuss inner-
halb eines Monats. Gegen den Beschluss ist kein Rechtsmit-
tel möglich.

§ 13 Wahl der Mitglieder des Seniorenbeirats und deren 
Stellvertretungen 

(1) Die*der Bewerber*in, die*der bei der Wahl der Senioren-
vertretung gemäß § 12 im jeweiligen Stadtbezirk die höchste 
Stimmenzahl erreicht hat, ist automatisch gewähltes Mitglied 
des Seniorenbeirats.

(2) Die*der Bewerber*in, die*der bei der Wahl der Seniorenver-
tretung im jeweiligen Stadtbezirk die zweithöchste Stimmen-
zahl erreicht hat, ist erste Stellvertretung des im Stadtbezirk 
nach Abs. 1 gewählten Mitglieds des Seniorenbeirates. Ent-
sprechend sind die Bewerber*innen mit den nächsthöchsten 
Stimmenzahlen weitere Stellvertretungen.

(3) Die*der nach Abs. 1 gewählte Bewerber*in wird von der 
Wahlleitung innerhalb einer Woche nach Feststellung des 
Wahlergebnisses von ihrer*seiner Wahl zum Mitglied des Se-
niorenbeirats benachrichtigt. Lehnt die*der Bewerber*in die 
Wahl nicht innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Be-
nachrichtigung schriftlich ab, gilt die Wahl als angenommen.

(4) Nimmt die*der gewählte Bewerber*in die Wahl nicht an 
oder gilt sie nach Abs. 3 als nicht angenommen, rückt die 
nach Abs. 2 gewählte erste Stellvertretung in die Position des 
im Stadtbezirk gewählten Mitglieds des Seniorenbeirats nach. 
Dabei ist Abs. 3 entsprechend anzuwenden. Nimmt auch 
diese*r Bewerber*in die Wahl nicht an oder gilt sie als nicht 
angenommen, wird dieses Verfahren entsprechend der Rei-
henfolge der weiteren Stellvertretungen fortgesetzt. Wird die 
Wahl zum Mitglied des Seniorenbeirates nicht angenommen, 
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bleibt die*der gewählte Bewerber*in weiterhin Senio renvertre-
ter*in des jeweiligen Stadtbezirks.

(5) Im Falle der Anwendung des Abs. 4 rücken die Bewer ber*-
in nen mit den jeweils nächsthöchsten Stimmenzahlen bei der 
Wahl der Seniorenvertretung in die Positionen der Stellvertre-
tungen nach.

(6) Sind zusätzliche Mitglieder des Seniorenbeirates gemäß  
§ 1 Abs. 2 Satz 3 (Vertretung der Ausländer*innen) zu bestim-
men, so sind die ausländischen Bewerber*innen als diese Mit-
glieder gewählt, die bei der Wahl der Seniorenvertretung nach 
§ 12 von allen gewählten ausländischen Mitgliedern der Seni-
orenvertreterversammlung den höchsten Anteil an Stimmen 
an der Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen erreicht haben 
und die den Status einer*eines Seniorenvertreter*in haben. 
Nachrücker*innen nach § 3 Abs. 3 Satz 1 können demnach 
nicht Mitglied des Seniorenbeirats sein. Bezüglich der Annah-
me der Wahl und der Stellvertretung gelten die Abs. 2 bis 5 
entsprechend, wobei hier nur die ausländischen Senioren-
vertreter*innen in Frage kommen. Sollten ausländische Nach-
rücker*innen nach § 3 Abs. 3 Satz 1 während der Amtszeit in 
die Seniorenvertretung nachrücken, besteht kein Anspruch 
auf Nachrücken in den Seniorenbeirat, sofern die Positionen 
der nach § 1 Abs. 2 vorgesehenen sechs zusätzlichen auslän-
dischen Mitglieder besetzt sind.

(7) Bei Stimmengleichheit entscheidet grundsätzlich das Los.

(8) Das Ergebnis der Wahl des Seniorenbeirats wird vom 
Wahlausschuss festgestellt und von der Wahlleitung verkün-
det und öffentlich bekannt gemacht.

§ 14 Öffentliche Bekanntmachung

Öffentliche Bekanntmachungen im Sinne dieser Satzung sind 
mit der Veröffentlichung im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München bewirkt. Die Stadt soll darüber hinaus Bekanntma-
chungen in geeigneter Weise veröffentlichen.

§ 15 Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01.02.2024 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung für die Seniorenvertretung der 
Landeshauptstadt München vom 14.12.2016 (MüABl. S. 534), 
zuletzt geändert durch Satzung vom 07.01.2020 (MüABl. S. 22) 
außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 20.12.2023 beschlossen.

München, 20. Dezember 2023  Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Satzung „Birnauer Straße“
der Landeshauptstadt München zur Erhaltung
der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung
gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB
(Erhaltungssatzung „Birnauer Straße“)

vom 20. Dezember 2023

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund des Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 
BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24.07.2023 (GVBl. S. 385, 586) und § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221), folgende Satzung:

§ 1 Satzungsziel, räumlicher Geltungsbereich

(1)   Mit dieser Satzung wird der in Absatz 2 angegebene Be-
reich als Gebiet bezeichnet, in dem es aus besonderen 
städtebaulichen Gründen erforderlich ist, die Zusammen-
setzung der Wohnbevölkerung zu erhalten (§ 172 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, Abs. 4 BauGB).

(2)  Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung wird gemäß 
dem beigefügten Lageplan des Referates für Stadtplanung 
und Bauordnung vom 31.08.2023 (Maßstab 1:5.000), aus-
gefertigt am 20.12.2023, festgelegt. Der Lageplan ist Be-
standteil der Satzung.

§ 2 Sachlicher Geltungsbereich

(1)   Im Geltungsbereich der Satzung unterliegen der Rückbau, 
die Änderung oder die Nutzungsänderung von baulichen 
Anlagen einer Genehmigungspflicht nach § 172 Abs. 1 
Satz 1 BauGB.

(2)  Von der Genehmigungspflicht ausgenommen sind Vorha-
ben auf den in § 26 Nr. 2 und 3 BauGB bezeichneten 
Grundstücken (§ 174 Abs. 1 BauGB).

(3)  Eine Genehmigungs-, Zustimmungs- oder Erlaubnispflicht 
nach anderen Vorschriften bleibt unberührt.

§ 3 Antrag, Anzeige

(1)   Der Antrag auf Genehmigung nach § 172 Abs.1 Satz 1 
BauGB ist bei der Landeshauptstadt München zu stellen. 
Sofern das Vorhaben auch bauaufsichtlich genehmigungs- 
oder zustimmungspflichtig oder nach dem Denkmalschutz-
gesetz erlaubnispflichtig ist, ist mit diesem Antrag auch 
der Antrag gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 BauGB zu stellen.

(2)  In den Fällen des § 2 Abs. 2 ist das Vorhaben der Landes-
hauptstadt München anzuzeigen.

§ 4 Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 213 Abs. 1 Nr. 4 BauGB handelt ordnungswidrig, 
wer eine bauliche Anlage in dem durch diese Satzung be-
zeichneten Gebiet ohne die nach ihr erforderliche Genehmi-
gung rückbaut oder ändert. Er kann gemäß § 213 Abs. 3 
BauGB mit Geldbuße belegt werden.

§ 5 Inkrafttreten

(1)   Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

(2)  Gleichzeitig tritt die Erhaltungssatzung „Birnauer Straße“ 
der Landeshauptstadt München zur Erhaltung der Zusam-
mensetzung der Wohnbevölkerung gemäß § 172 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 BauGB (Erhaltungssatzung „Birnauer Straße“) 
vom 26.03.2020 (MüABl. S. 240 f.) außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 20.12.2023 beschlossen.

Hinweis gemäß § 215 BauGB:

Unbeachtlich werden

1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften und
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2.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
der vorstehenden Satzung schriftlich gegenüber der Landes-
hauptstadt München (Referat für Stadtplanung und Bauord-
nung) unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

München, 20. Dezember 2023  Dieter Reiter
  Oberbürgermeister
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Satzung „Hohenzollernplatz“
der Landeshauptstadt München zur Erhaltung
der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung
gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB

(Erhaltungssatzung „Hohenzollernplatz“)

vom 20. Dezember 2023 

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund des Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 
BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24.07.2023 (GVBl. S. 385, 586) und § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch  
Gesetz vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221), folgende Sat-
zung:

§ 1 Satzungsziel, räumlicher Geltungsbereich

(1)   Mit dieser Satzung wird der in Absatz 2 angegebene Be-
reich als Gebiet bezeichnet, in dem es aus besonderen 
städtebaulichen Gründen erforderlich ist, die Zusammen-
setzung der Wohnbevölkerung zu erhalten (§ 172 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, Abs. 4 BauGB).

(2)  Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung wird gemäß 
dem beigefügten Lageplan des Referates für Stadtplanung 
und Bauordnung vom 31.08.2023 (Maßstab 1:5.000), aus-
gefertigt am 20.12.2023, festgelegt. Der Lageplan ist Be-
standteil der Satzung.

§ 2 Sachlicher Geltungsbereich

(1)   Im Geltungsbereich der Satzung unterliegen der Rückbau, 
die Änderung oder die Nutzungsänderung von baulichen 
Anlagen einer Genehmigungspflicht nach § 172  Abs. 1 
Satz 1 BauGB.

(2)  Von der Genehmigungspflicht ausgenommen sind Vorha-
ben auf den in § 26 Nr. 2 und 3 BauGB bezeichneten 
Grundstücken (§ 174 Abs. 1 BauGB).

(3)  Eine Genehmigungs-, Zustimmungs- oder Erlaubnispflicht 
nach anderen Vorschriften bleibt unberührt.

§ 3 Antrag, Anzeige

(1)   Der Antrag auf Genehmigung nach § 172 Abs. 1 Satz 1 
BauGB ist bei der Landeshauptstadt München zu stellen. 
Sofern das Vorhaben auch bauaufsichtlich genehmigungs- 
oder zustimmungspflichtig oder nach dem Denkmalschutz-
gesetz erlaubnispflichtig ist, ist mit diesem Antrag auch 
der Antrag gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 BauGB zu stellen.

(2)  In den Fällen des § 2 Abs. 2 ist das Vorhaben der Landes-
hauptstadt München anzuzeigen.

§ 4 Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 213 Abs. 1 Nr. 4 BauGB handelt ordnungswidrig, 
wer eine bauliche Anlage in dem durch diese Satzung be-
zeichneten Gebiet ohne die nach ihr erforderliche Genehmi-
gung rückbaut oder ändert. Er kann gemäß § 213 Abs. 3 
BauGB mit Geldbuße belegt werden.

§ 5 Inkrafttreten

(1)   Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

(2)  Gleichzeitig tritt die Erhaltungssatzung „Hohenzollernplatz/ 
Hiltenspergerstraße“ der Landeshauptstadt München zur 
Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB (Erhaltungssat-
zung „Hohenzollernplatz/Hiltenspergerstraße“) vom 
23.01.2019 (MüABl. S. 24 f.) außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 20.12.2023 beschlossen.

Hinweis gemäß § 215 BauGB:

Unbeachtlich werden

1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften und

2.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
der vorstehenden Satzung schriftlich gegenüber der Landes-
hauptstadt München (Referat für Stadtplanung und Bauord-
nung) unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

München, 20. Dezember 2023  Dieter Reiter
  Oberbürgermeister
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Bekanntmachung  
des Rettungszweckverbandes München

Die Regierung von Oberbayern hat die Haushaltssatzung des 
Rettungszweckverbandes München für das Haushaltsjahr 
2024 in ihrem Amtsblatt OBABl Nr. 30 vom 22.12.2023, S. 427, 
veröffentlicht.

München, 27. Dezember 2023 Kreisverwaltungsreferat - R1, 
  Rettungszweckverband 

München

Bauleitplanverfahren „Bothestraße“
hier: Bekanntmachung des Aufstellungsbeschluss  
gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des Baugesetzbuches (BauGB) 
i.V.m. § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB mit gleichzeitiger 
Unterrichtungs- und Äußerungsmöglichkeit für die Öf-
fentlichkeit gemäß § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, 1. HS BauGB 
(entsprechend § 13a Abs. 3 Satz 2 BauGB)
– Beschleunigtes Verfahren – 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit Grünordnung  
Nr. 1956c
Bothestraße (südlich),
Leuchtenbergring (westlich),
Bahnlinie München - Rosenheim (nördlich)
(Teiländerung des Bebauungsplans Nr. 491)

Stadtbezirk 05 – Au-Haidhausen

 

Der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung hat in sei-
ner Sitzung am 06. Dezember 2023 dem Antrag der Vorhaben-
trägerin (Omnia Grundstücks-GmbH & Co. Objekt Haidenau-
platz KG, eine Projektgesellschaft der HVB Immobilien AG) 
vom 28. August 2023 auf Einleitung des Verfahrens für die 
Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit 
Grünordnung gem. § 12 BauGB stattgegeben. 

Die Vorhabenträgerin beabsichtigt, ein 60 m hohes Büro-
gebäude mit 4-geschossiger Tiefgarage und Freiflächen für 
die UniCredit Bank AG (zu dessen Konzern sie gehört) zu  
bauen. Alle stadtweiten Einheiten der Bank sollen in Ergänzung 
des Standorts an der Arabellastraße in diesem neuen Gebäude 
zusammengeführt werden. Es soll für ca. 1.440 Beschäftigte 
Platz bieten.

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren 
gemäß § 13a BauGB aufgestellt. Es wird keine Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt.

Die Öffentlichkeit kann sich vom 25. Januar 2024 mit  
26. Februar 2024 zu den allgemeinen Zielen und Zwecken und 
den wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten 
und während dieser Frist äußern:

–  im Internet auf der digitalen Beteiligungsplattform  
„Bauleitplanung Online“. Hier besteht auch die Möglich-
keit, die Äußerung in Form einer Stellungnahme online  
abzugeben. Die Beteiligungsplattform ist unter folgender 
Adresse zu erreichen: https://bauleitplanung.muenchen.de

– im Internet unter www.muenchen.de/auslegung 

–  beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung,  
Blumenstraße 28 b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 
(Auslegungsraum – barrierefreier Eingang an der Ostseite 
des Gebäudes, auf Blumenstraße 28 a), von Montag mit 
Freitag von 6 Uhr bis 18 Uhr,

–  bei der Bezirksinspektion Ost, Trausnitzstr. 33
  (Montag, Mittwoch, Freitag von 7.30 bis 12 Uhr,
 Dienstag von 8.30 bis 12 Uhr und 14 bis 16 Uhr,
  Donnerstag von 8.30 bis 15 Uhr) 
  eine Einsichtnahme ist nur nach vorheriger telefonischer 

Terminvereinbarung unter 089/233-63500 möglich,

–  bei der Stadtbibliothek im Motorama,  
Rosenheimer Straße 30 – 32
(Montag bis Freitag von 10 bis 19 Uhr,
Samstag von 10 bis 15 Uhr).
Bitte informieren Sie sich im Internet unter  
www.muenchner-stadtbibliothek.de/orte-zeiten oder 
telefonisch unter 089/233-772435 über etwaige kurz-
fristige Abweichungen von den regulären Servicezeiten 
der Stadtbibliothek.

Zudem stehen Ihnen Mitarbeiter*innen des Referats für Stadt-
planung und Bauordnung für Auskünfte zum Bebauungsplan 
unter der Telefonnummer 089/233-26086 während der 
Dienstzeit Montag mit Donnerstag von 9.30 bis 12.30 Uhr und 
Freitag von 9.30 Uhr bis 12 Uhr als auch per E-Mail unter  
plan.bothe@muenchen.de zur Verfügung.

Eine öffentliche Erörterung über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung findet während der Unterrichtungsfrist 

am Donnerstag, den 08. Februar 2024 um 19 Uhr im  
Technischen Rathaus, Friedenstraße 40, Besprechungs-
raum 0.409, Zugang über Innenhof – Haus 4

statt.

Die interessierten Bürger*innen werden hierzu eingeladen.

Die ergangenen Äußerungen werden im Rahmen der Auswer-
tung aller Äußerungen überprüft und fließen dann in das  
weitere Bauleitplanverfahren ein. Eine Entscheidung zu den 
Äußerungen wird durch den Stadtrat getroffen.

Datenschutz: 
Hinweise zum Umgang mit Ihren personenbezogenen Daten 
entnehmen Sie bitte den „Datenschutzhinweisen zur Öffent-
lichkeitsbeteiligung im Bauleitplanverfahren“, das auf der o.g. 
digitalen Beteiligungsplattform „Bauleitplanung Online“ einge-
stellt ist bzw. bei den o.g. Stellen vor Ort zur Einsicht bereit 
liegt.

München, 08. Januar 2024  Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 2/2024

37

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Baaderstr. 52 
Gemarkung: Sektion VI; Flurnr.11773/0; Stadtbezirk: 2
Aufstockung eines innenhofseitigen, grenzständigen, 
erdgeschossigen Werkstattgebäudes um 2 Geschosse zu 
Wohnzwecken – GENEHMIGUNGSVERLÄNGERUNG

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 02.01.2023, Az. 1.23-2023-20216-21, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben erteilt.
Den Nachbarn Fl.Nr.: 11772 und Fl.Nr.: 11774, die dem Vorha-
ben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO 
eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzu-
stellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Ei-
gentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Ver-
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 089/233-
25560.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.

München, 02. Januar 2024 Referat für Stadtplanung 
 und Bauordnung
 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Landwehrstr. 81
Gemarkung Sektion V; Flurnr. 7514/0; Stadtbezirk: 2
Umbau des bestehenden Wohnheimes mit Vereinslokal in 
ein Wohnheim mit 22 Zimmer und 22 Betten und einer 
Gaststätte im Vordergebäude sowie in ein Wohnheim mit 

19 Zimmer und 19 Betten mit Abbruch des bestehenden 
Daches und Aufstockung des Rückgebäudes mit Errich-
tung von Balkonen und einer Außentreppe (Fluchttreppe

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 02.01.2023, Az. 1.111-2023-15642-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen, Abweichungen und Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 7492, Fl.Nr.: 7509, Fl.Nr.: 7513, Fl.Nr.: 
7516, 7517, Fl.Nr.: 7542, Fl.Nr.: 7544 und Fl.Nr.: 7544, die dem 
Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 
BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides 
zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im 
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Ver-
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 089/233-
25560.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensge-
bühr fällig.

München, 02. Januar 2024 Referat für Stadtplanung 
 und Bauordnung
 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Zweibrückenstr. 15
Gemarkung Sektion II /Flurnr. 2226/0 /Stadtbezirk: 1
Ertüchtigung des rückwärtigen Bestandsgebäudes –  
ÄNDERUNGSANTRAG zu 1.2-2021-23656-21

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.12.2023, Az. 1.232-2023-16660-21, wurde 
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die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen/Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 2198, Fl.Nr. 2227, Fl.Nr. 2225 und Fl.Nr. 
2195, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß 
Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmi-
gungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenann-
ten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern 
befinden, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Ver-
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 21544.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.

München, 29. Dezember 2023  Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Agnesstr. 14
Gemarkung Sektion III / Flurnr. 4823/6 / Stadtbezirk: 4
Nutzungsänderung: 1.OG Büro 15 zu Wohneinheit

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 28.12.2023, Az. 1.23-2023-19358-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen und Nebenstimmungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 4821/5, Fl.Nr. 4821/7 und Fl.Nr. 4821/9, 
die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, 
wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekannt-

machung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München 
als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Ver-
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.

München, 28. Dezember 2023 Referat für Stadtplanung 
 und Bauordnung
 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Brienner Str. 50
Gemarkung Sektion III / Flurnr. 5392/0 / Stadtbezirk: 3
Neubau eines Verwaltungsgebäudes mit teilw. Wohn- und 
Gastronomienutzung + Tiefgarage
– ÄNDERUNGSANTRAG zu 1.1-2020-25617-22

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.12.2023, Az. 1.112-2023-21336-22, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter
Auflagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 5390, Fl.Nr. 5391, Fl.Nr. 5396, Fl.Nr. 
5400, Fl.Nr. 5403, Fl.Nr. 5404 und Fl.Nr. 5405, die dem Vorha-
ben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO 
eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzu-
stellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im  
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
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Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Ver ein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München,
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.

München, 29. Dezember 2023  Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

 HA IV - Lokalbaukommision

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Nymphenburger Str. 166
Gemarkung Neuhausen / Flurnr. 534/3 / Stadtbezirk: 9
Einbau eines zusätzlichen Geschosses für Büros, Arzt-
praxen und Haustechnik, Nutzungsänderung von Lager-
flächen und Büros in Arztpraxen und Büros mit Anbau  
eines Lastenaufzugs und Dämmung der Außenwände

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 09.01.2024, Az. 1.2-2023-15377-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen, Nebenstimmungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 535/3, Fl.Nr. 535/5, Fl.Nr. 535/6, Fl.Nr. 
535/9, Fl.Nr. 534/2, Fl.Nr. 534/4, Fl.Nr. 534/5, Fl.Nr. 534/6, 
Fl.Nr. 534/7 und Fl.Nr. 534/8, die dem Vorhaben nicht zuge-
stimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nach-
dem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von 
mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche 
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die 
Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66  
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Ver-
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.

München, 09. Januar 2024 Referat für Stadtplanung 
 und Bauordnung
 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Klabundstr. 2
Gemarkung: Perlach, Flurnr. 1910/16, Stadtbezirk: 16
Schulbauoffensive - Antrag auf befristete Baugenehmi-
gung (11 Jahre) für die als Hort genutzte Pavillonanlage

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 04.01.2024, Az. 6024-1.1-2023-15726-31, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben – be-
fristet bis zum 31.12.2034 – unter Nebenstimmungen, Abwei-
chungen und Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art.66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Die Nachbarzustellung 
wird gemäß Art. 66 Abs. 1 Satz 4 BayBO in pflichtgemäßer Er-
messensausübung aufgrund der großen Anzahl an Nachbarn 
(mehr als 20 Miteigentümer) entsprechend Art. 66 Abs. 2 Satz 
4 BayBO durch öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt München ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO). Die Nach-
barn haben die Möglichkeit, entsprechend der Rechtsbehelfs-
belehrung gegen den Bescheid Klage einzulegen.

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 309, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-31@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 20549.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem
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gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.

München, 29. Dezember 2023 Referat für Stadtplanung 
 und Bauordnung
 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
gem. Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Aichacher Str. 2
Gemarkung: Sektion V; Flurnr.: 9172/6; Stadtbezirk: 7
Neubau eines Quattro-Hauses mit Duplexgaragen –  
VORBESCHEID

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 28.12.2023, Az. 6024-1.7-2023-5314-23, wurde 
der Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 9170/15, 9173/3, 9172/8 und Fl.Nr.: 
9172/5, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß 
Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung 
des Vorbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenann-
ten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern 
befinden, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidsverfahrens 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-23@muenchen.de bzw. Telefonnummer 089/233 - 
24015.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.

München, 04. Januar 2024 Referat für Stadtplanung
 und Bauordnung
 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Am Mittelfeld
Gemarkung Trudering, Flurnr. 1530 + 1533/1, Stadtbezirk: 15
Vorhaben: Verlängerung der Nutzungsfrist bis 31.05.2025 
der temporären BAUMA-Stellplatzanlage „Am Mitterfeld“ 
(Am Mitterfeld / Töginger Str.)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 29.12.2023, Az. 6024-1.2-2023-17084-32, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bau-
genehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die  
umliegenden Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. Ver-
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-32@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24597.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
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Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
gem. Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66
Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Freibadstr. 3
Gemarkung: Sektion VII, Fl.Nr.: 12381/0, Stadtbezirk: 18
Dachaufstockung mit Errichtung eines Aufzuges, Balkonen 
und Wintergärten sowie Errichtung eines Mehrfamilien-
hauses im rückwärtigen Bereich – VORBESCHEID –

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 05.01.2024, Az. 6024-1.7-2023-18320-33, wurde 
der Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn wird der Vorbescheid durch öffentliche Bekannt-
machung zugestellt. Die Nachbarn haben die Möglichkeit, 
entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen den Be-
scheid Klage einzulegen. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidsverfahrens 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, Zimmer 436, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-33@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 25022.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München,
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.

München, 05.01.2024 Landeshauptstadt München
  Referat für Stadtplanung  

und Bauordnung
 HA IV - Lokalbaukommission

Bekanntmachung
Planfeststellung für das Bauvorhaben „6. Planänderung 
im PFA 1 der 2. S-Bahn-Stammstrecke (Erkundungs- und 
Rettungstollen)“, Bahn-km 103,280 bis 105,996 der Strecke 
5547 Bf München Laim – München Leuchtenbergring Bft 
in der Landeshauptstadt München

Der Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-Bundesamtes, 
Außenstelle München, vom 22.12.2023, Az. 651pä/005-2019# 
029, liegt mit einer Ausfertigung des festgestellten Planes 
(einschließlich der Rechtsbehelfsbelehrung) 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.

München, 28. Dezember 2023  Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

 HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
gem. Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Berlepschstr. 8
Gemarkung: Sektion V; Flurnr.: 9555/17; Stadtbezirk: 6
Abbruch der bestehenden Bebauung (ehemalige Wäsche-
reigebäude) Neubau Wohnbau mit Tiefgarage  
(Berlepschstr.8 / Lipowskistr.16) – VORBESCHEID

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 03.01.2024, Az. 6024-1.7-2023-10446-23, wurde 
der Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 9555/16, 9555/19, 9584, 9587/3, 9856 
und Fl.Nr.: 9586/4, die dem Vorhaben nicht zugestimmt ha-
ben, ist gemäß Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 Abs. 1 BayBO eine 
Ausfertigung des Vorbescheides zuzustellen. Nachdem sich 
die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 
Miteigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt 
mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidsverfahrens 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-23@muenchen.de bzw. Telefonnummer 089/233 - 
24015.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.

München, 03.Januar 2024    Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

 HA IV - Lokalbaukommission
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in der Zeit vom 23.01.2024 bis 05.02.2024 

in der 

Landeshauptstadt München, 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung, 
Blumenstraße 28b, 80331 München, 
Auslegungsraum 071 Erdgeschoss 
(barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes,  
Blumenstraße 28a) 

zur allgemeinen Einsichtnahme aus.

Er kann während der Dienststunden von Montag bis Donners-
tag von 09:00 Uhr bis 18:00 Uhr und am Freitag von 09:00 Uhr 
bis 14:00 Uhr eingesehen werden.

Der Planfeststellungsbeschluss und der festgestellte Plan 
können auch nach vorheriger Terminvereinbarung beim Eisen-
bahn-Bundesamt, Außenstelle München, Arnulfstraße 9/11, 
80335 München, eingesehen werden.

Er kann des Weiteren auf der Internetseite des Eisenbahn-
Bundesamtes unter 

https://www.eba.bund.de/SharedDocs/Anhoerungsverfahren/
DE/Bayern/2024/0102_Anhoerung_PAE_6_PFA_1_2SBSS_ 
Erkundungs_und_Rettungsstollen.html 

eingesehen werden.

Mit dem Ende der gesetzlichen Auslegungsfrist von zwei  
Wochen gilt der Beschluss den Betroffenen gegenüber, an die 
keine persönliche Zustellung erfolgt ist, als zugestellt (§ 74 
Abs. 4 Satz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz). 

München, 09. Januar 2024 Referat für Stadtplanung
  und Bauordnung

Vollzug des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen  
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen,  
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 
(Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG)

Anzeige der Firma MTU Aero Engines AG, Dachauer Str. 
665, 80995 München zur störfallrelevanten Änderung  
einer nicht genehmigungsbedürftigen Anlage

Öffentliche Bekanntmachung nach § 23a Abs. 2 Satz 3 
BImSchG

Die Firma MTU Aero Engines AG hat mit Datum von 
31.10.2023 die störfallrelevante Änderung einer immissions-
schutzrechtlich nicht genehmigungsbedürftigen Anlage auf 
ihrem Grundstück in 80995 München, Dachauer Str. 665, Ge-
markung Allach, Flur-Nr. 1409 gemäß § 23a Abs. 1 BImSchG 
angezeigt.
Das Vorhaben umfasst die Errichtung und den Betrieb einer 
Netzersatzanlage (NEA), bestehend aus zwei Notstromaggre-
gaten, die bei Stromausfall die Stromversorgung von Gebäu-
de 230 gewährleistet. Zu der Netzersatzanlage gehören zwei 
Tanks zur Kraftstoffbevorratung mit einem Füllvolumen mit  
ca. 18.000 Litern je Tank. Als Kraftstoff wird Heizöl verwendet.

Für dieses Vorhaben war zu prüfen, ob durch die Errichtung 
und Inbetriebnahme der störfallrelevanten Anlage der ange-

messene Sicherheitsabstand zu benachbarten Schutzobjek-
ten nicht erstmalig unterschritten, räumlich nicht noch weiter 
unterschritten und auch keine erhebliche Gefahrenerhöhung 
ausgelöst wird.

Falls dies der Fall gewesen wäre, wäre für das Vorhaben eine 
störfallrechtliche Genehmigung nach § 23b BImSchG erfor-
derlich geworden.

Es wurde festgestellt, dass für das Vorhaben kein störfall-
rechtliches Genehmigungsverfahren erforderlich ist.

Diese Bekanntmachung kann auch im Internet unter https://
stadt.muenchen.de/infos/amtliche-bekanntmachungen.html 
eingesehen werden.

München, den 09. Januar 2024  Referat für Klima- und  
Umweltschutz

 SG Immissionsschutz Nord
 Bayerstr. 28a
 80335 München
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Stadtkämmerei
Leitung: Christoph Frey
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
bdr.ska@muenchen.de

Direktorium
Leitung: Silvia Dichtl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
direktorium@muenchen.de

Kontakte der Stadtpolitik

Stadtspitze

Oberbürgermeister Dieter Reiter
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.ob@muenchen.de 

Bürgermeister Dominik Krause
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm2@muenchen.de

Bürgermeisterin Verena Dietl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm3@muenchen.de

Stadtrat

Fraktion Die Grünen – Rosa Liste
Rathaus, Zimmer 339
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 20, Fax 233-9 26 84
gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de

Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER
Rathaus, Zimmer 249
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 50, Fax 233-9 27 47
csu-fw-fraktion@muenchen.de 

SPD/Volt-Fraktion
Rathaus, Zimmer 150
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 27, Fax 233-2 45 77
spd-rathaus@muenchen.de 

DIE LINKE./Die PARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 176
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 52 35, Fax 233-2 81 08
dielinke-diepartei@muenchen.de

FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 218
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 45, Fax 233-2 04 36
fdpbayernpartei@muenchen.de

Fraktion ÖDP/München-Liste
Rathaus, Zimmer 118
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 69 22
oedp-ml-@muenchen.de 

AfD
Rathaus
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 30 64 75 68
info@afd-stadtrat-muenchen.de

Nichtamtlicher Teil

Kontakte der Referate und des Direktoriums

Baureferat
Leitung: Dr.-Ing. Jeanne-Marie Ehbauer
Friedenstraße 40, 81671 München
baureferat@muenchen.de

Gesundheitsreferat
Leitung: Beatrix Zurek
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.gsr@muenchen.de

Kommunalreferat
Leitung: Kristina Frank
Denisstraße 2, 80335 München 
kommunalreferat@muenchen.de

Kreisverwaltungsreferat
Leitung: Dr. Hanna Sammüller-Gradl
Ruppertstraße 19, 80466 München
kreisverwaltungsreferat@muenchen.de

Kulturreferat
Leitung: Anton Biebl
Burgstraße 4, 80331 München
kulturreferat@muenchen.de

Mobilitätsreferat
Leitung: Georg Dunkel
Implerstraße 7-9, 81371 München
mobilitaetsreferat@muenchen.de

Personal- und Organisationsreferat
Leitung: Andreas Mickisch
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
personal@muenchen.de

Referat für Arbeit und Wirtschaft
Leitung: Clemens Baumgärtner
Herzog-Wilhelm-Straße 15, 80331 München
wirtschaft@muenchen.de 

Referat für Klima- und Umweltschutz
Leitung: Christine Kugler
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.rku@muenchen.de

Referat für Stadtplanung und Bauordnung
Leitung: Prof. Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk
Blumenstraße 28b, 80331 München
s.plan@muenchen.de

Referat für Bildung und Sport
Leitung: Florian Kraus
Bayerstraße 28, 80335 München
bildung-und-sport@muenchen.de

IT-Referat
Leitung: Dr. Laura Dornheim
Agnes-Pockels-Bogen 21, 80992 München
rit@muenchen.de

Sozialreferat
Leitung: Dorothee Schiwy
Orleansplatz 11, 81667 München
sozialreferat@muenchen.de
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